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Betrifft: Staatliche Beihilfe SA.32009 (2011/C ex 2010/N) – Deutschland 
Großes Investitionsvorhaben – Beihilfe für BMW Leipzig 

 
Sehr geehrter Herr Bundesminister, 

die Kommission teilt Deutschland mit, dass sie nach Prüfung der Angaben Ihrer 
Behörden zu der oben genannten Beihilfemaßnahme entschieden hat, das Verfahren nach 
Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (im 
Folgenden: „AEUV“) einzuleiten. 

1. VERFAHREN 

(1) Mit elektronischer Anmeldung, die am 30. November 2010 (SANI 5190) von 
der Kommission registriert wurde, unterrichtete Deutschland die Kommission 
von seiner Absicht, der BMW AG eine regionale Beihilfe gemäß den Leitlinien 
für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007-2013 (im Folgenden: 
„Regionalbeihilfe-Leitlinien“)1 für ihr Investitionsvorhaben in Leipzig, Sachsen, 
Deutschland zu gewähren. 

                                                 

1  ABl. C 54, 4.3.2006, S. 13. 
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(2) Die Kommission forderte mit Schreiben und E-Mails vom 31. Januar, 21. März 
und 20. April 2011 zusätzliche Informationen an, die Deutschland mit Schreiben 
und E-Mails vom 1., 18. und 23. März 2011 vorlegte. Mit Schreiben vom 
13. Mai bat Deutschland um eine Verlängerung der Frist für die Übermittlung 
der zuletzt angeforderten Informationen, die allerdings am 26. Mai 2011 
bereitgestellt wurden. Am 28. Juni 2011 übermittelte Deutschland zusätzliche 
Informationen. 

2. BESCHREIBUNG DES VORHABENS UND DER BEIHILFEMASSNAHME 

2.1. Ziel 

(3) Im Rahmen der Förderung der regionalen Entwicklung will Deutschland der 
BMW AG (im Folgenden: „BMW“) eine regionale Investitionsbeihilfe mit 
einem abgezinsten Wert von 46,0 Mio. EUR zur Errichtung einer neuen 
Produktionsanlage im bestehenden BMW-Werk in Leipzig für die Herstellung 
von elektrisch angetriebenen Pkw mit Karosserie aus kohlefaserverstärktem 
Kunststoff gewähren. 

(4) Die Investition erfolgt in Leipzig, Sachsen, Deutschland, einem Fördergebiet 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV. Zur Zeit der Anmeldung galt 
hier für große Unternehmen gemäß der deutschen Fördergebietskarte 2007-
20132 ein regionaler Beihilfehöchstsatz (ohne Aufschläge) von 30 %, 
ausgedrückt als Bruttosubventionsäquivalent (BSÄ). 

2.2. Beihilfeempfänger 

(5) Empfänger der finanziellen Unterstützung ist die BMW AG, die 
Muttergesellschaft der BMW Group mit Sitz in München, Bayern, Deutschland. 
Die BMW Group konzentriert sich auf die Herstellung von Autos und 
Motorrädern der Marken BMW, MINI und Rolls-Royce Motor Cars.  

(6) Die Investition soll in einem Werk in Leipzig erfolgen, das eines von 17 BMW-
Produktionsstätten darstellt und keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzt. 

(7) Da BMW Leipzig keine eigenständige Organisationseinheit ist, konnten keine 
getrennten finanziellen Angaben vorgelegt werden. Im Jahr 2009 wurden hier 
2 852 Mitarbeiter beschäftigt. Deutschland übermittelte die folgenden 
Informationen über die BMW Group: 

Tabelle: Umsatz der BMW Group in Mio. EUR 

 2007 2008 2009 

Weltweit 56,0 53,2 50,7 

EWR 31,7 29,4 26,3 

Deutschland 11,9 10,7 11,4 

                                                 

2  Entscheidung der Kommission vom 8. November 2006 in der Beihilfesache N 459/2006 — Deutsche 
Fördergebietskarte 2007-2013 (ABl. C 295, 5.12.2006, S. 6). 
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Tabelle: Anzahl der Beschäftigten jeweils zum Stichtag 31. Dezember 

 2007 2008 2009 

Weltweit 107 539 100 041 96 230 

EWR 94 284 87 596 84 791 

Deutschland 80 128 73 916 71 648 

 

2.3. Das Investitionsvorhaben  

2.3.1. Das angemeldete Vorhaben 

(8) Das Investitionsvorhaben hat die Errichtung einer neuen Produktionsanlage für 
die Herstellung von Elektrofahrzeugen mit Karosserien aus 
kohlefaserverstärktem Kunststoff zum Ziel. Die Herstellung von zwei Modellen 
ist geplant. Es handelt sich um völlig neuartige Produkte, die bisher noch nie 
hergestellt wurden und im Leipziger Werk fertig gestellt werden sollen: das 
Modell i3, das so genannte MegaCity Vehicle (im Folgenden: „MCV“), und den 
Luxussportwagen i8.  

(9) Das MCV ist ein reines Elektrofahrzeug ohne Verbrennungsmotor, das mit 
Elektrizität aus einer Batterie betrieben wird, d. h. es ist ein batteriegetriebenes 
Elektrofahrzeug (Battery Electric Vehicle, BEV)3. Die Karosserie wird aus 
kohlefaserverstärktem Kunststoff entwickelt, wodurch ihr Gewicht bei einer 
Fahrzeuglänge von 3,95 m bis 4,05 m 1,3 t nicht übersteigt. Mit einer 
Reichweite von bis zu 150 km ohne Aufladen der Batterie und einer 
Höchstgeschwindigkeit von 140 km/h ist das MCV für den städtischen Einsatz 
gedacht. Die Produktionskapazität des Werks wird [10 000-50 000]∗ Fahrzeuge 
jährlich betragen, wovon rund die Hälfte für den Vertrieb im EWR und die 
andere Hälfte für Länder außerhalb des EWR vorgesehen ist. Diese Verteilung 
hängt von der künftigen Regierungspolitik in Bezug auf Fördermittel für den 
Erwerb von Elektrofahrzeugen durch Verbraucher in den Bestimmungsländern 
ab, da Elektrofahrzeuge erheblich höhere Herstellungskosten aufweisen als 
Fahrzeuge mit konventionellem Verbrennungsmotor. Es wird erwartet, dass der 
Preis des Modells i3 für den städtischen Raum ungefähr […] EUR betragen 
wird. 

                                                 

3  „Electric vehicles do not have dual mechanical and electrical powertrains. 100% of its propulsion 
comes from an electric motor, energized by electricity stored in batteries.“ [Elektrofahrzeuge 
verfügen nicht über zwei Antriebssysteme — ein mechanisches und ein elektrisches. Sie werden zu 
100 % durch einen Elektromotor, der von Elektrizität aus Batterien gespeist wird, angetrieben.] 
(Quelle: Deutsche Bank: Electric Cars: Plugged In. Batteries must be included, 9. Juni 2008, S. 10). 

∗  Geschäftsgeheimnis 
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(10) Das Sportwagenmodel i8 ist ein Plug-in-Hybridfahrzeug (Plug-in Hybrid 
Electric Vehicle, PHEV)4. Es wird die Vorteile von Elektrofahrzeugen wie zum 
Beispiel Leichtbauweise durch eine Karosserie aus kohlefaserverstärktem 
Kunststoff voll ausschöpfen, aber zusätzlich einen kleinen, jedoch sehr 
effizienten 3-Zylinder-Verbrennungsmotor besitzen. Laut Deutschland besteht 
der Zweck des Verbrennungsmotors darin, die Nachteile eines vollständig 
elektrisch angetriebenen Fahrzeugs in Situationen auszugleichen, in denen dies 
notwendig ist: 1) bei Entfernungen, welche die Reichweite einer Batterie ohne 
Aufladung überschreiten, und 2) bei Geschwindigkeiten, die unter dem für 
Sportwagen wünschenswerten Niveau liegen. Des Weiteren beabsichtigt BMW, 
ein innovatives aerodynamisches Konzept und ein neues, sparsames 
Steuerungssystem (3 l auf 100 km) für den i8 zu entwickeln. Das Modell i8 soll 
bei einer Länge von rund 4,6 m ein Gewicht von weniger als 1,5 t und eine 
Höchstgeschwindigkeit von 250 km/h erreichen. Der Preis des Sportwagens 
wird über […] EUR betragen; seine Zielgruppe sind prestigebewusste 
Verbraucher. Dieses Modell soll in sehr geringen Stückzahlen gefertigt werden 
— im Durchschnitt […] Fahrzeuge jährlich (in den ersten beiden Jahren wird 
eine stärkere Nachfrage erwartet) und ist in der Gesamtproduktion von [10 000–
50 000] Elektrofahrzeugen in Leipzig enthalten, da für die Herstellung dieselben 
Produktionsanlagen wie beim MCV-Modell i3 genutzt werden (der 
Verbrennungsmotor wird im BMW-Werk in […] entwickelt). Auch beim 
Sportwagenmodell i8 wird damit gerechnet, dass 50 % im EWR und 50 % 
außerhalb des EWR abgesetzt werden. 

(11) Bei beiden Modellen ist die Markteinführung für 2013 geplant. Die Arbeiten an 
dem Investitionsvorhaben begannen im Dezember 2009 und sollten bis 
2013/2014 abgeschlossen sein, wobei die Beihilfe bis Ende 2015 ausgezahlt 
wird. 

2.3.2. Frühere Investitionsbeihilfen für das Leipziger Werk 

(12) Im September 2007, d. h. innerhalb von drei Jahren vor Aufnahme der Arbeiten 
am angemeldeten Vorhaben, begann ein früheres Investitionsvorhaben im 
Leipziger Werk, für das eine Regionalbeihilfe gewährt wurde. Die 
beihilfefähigen Kosten des Vorhabens betrugen 100 Mio. EUR, und die auf der 
Grundlage von Gruppenfreistellungsregelungen gewährte Beihilfe belief sich 
auf 12,5 Mio. EUR. 

(13) Die Investition hatte die Herstellung von Pressteilen sowie Türen und Klappen 
für Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren (für die Modelle 1er und X1) zum 

                                                 

4  „Plug-in hybrids will allow for vehicles to store enough electricity (from an overnight charge) for a 
certain distance to be driven solely on electric power and will function as a full hybrid beyond this 
range. Full hybrids provide enough power for limited levels of autonomous driving at slow speed, 
and they offer efficiency gains ranging from 25%-45%. Fuel efficiency of a PHEV is estimated to 40-
65%.“ [Bei Plug-in-Hybridfahrzeugen kann ausreichend Elektrizität (aus einer nächtlichen 
Aufladung) in den Fahrzeugen gespeichert werden, so dass sie eine gewisse Strecke ausschließlich 
mit Elektrizität zurücklegen können und darüber hinaus wie Vollhybride arbeiten. 
Vollhybridfahrzeuge verfügen über eine ausreichende Leistung für autonomes Fahren auf 
eingeschränktem Niveau mit langsamer Geschwindigkeit und bieten Effizienzsteigerungen von 25 %-
45 %. Die Treibstoffeffizienz eines PHEV wird auf 40 %-65 % geschätzt.] (Quelle: Deutsche Bank: 
Electric Cars: Plugged In. Batteries must be included, 9. Juni 2008, S. 10). 



5 
 

Ziel. Die Produktionstechnologien und auch die Bauteile für Fahrzeuge mit 
Verbrennungsmotor unterscheiden sich erheblich von denjenigen für das 
angemeldete Elektrofahrzeug: Ein konventionelles Auto mit 
Verbrennungsmotor besteht beispielsweise aus ca. 250-300 Blech- oder 
Aluminiumteilen, die zusammengeschweißt werden, während bei einem 
Elektrofahrzeug die Karosserie aus kohlefaserverstärktem Kunststoff rund 
30 Kunststoffteile umfasst, die zusammengeklebt werden. Es sind keine 
Bauteile aus Metall, kein Pressen oder Schweißen erforderlich. 

2.4. Beihilfefähige Kosten 

(14) Die beihilfefähigen Investitionskosten betragen nominal 392 Mio. EUR, was 
einem abgezinsten Wert von 368,01 Mio. EUR entspricht. In der folgenden 
Tabelle sind die beihilfefähigen Kosten des Investitionsvorhabens in 
Nominalbeträgen für den Durchführungszeitraum aufgeschlüsselt. 

Tabelle: Aufschlüsselung der beihilfefähigen Kosten in Mio. EUR 
(Nominalbeträge) 

 2009 2010 2011 2012 2013 2014 
Insgesam

t 

Gebäude 1 2 86 40 1 1 131 

Anlagen/Ausrüstun
g 2 3 34 163 53 6 261 

Insgesamt 3 5 120 203 54 7 392 

 

2.5. Finanzierung des Investitionsvorhabens 

(15) Deutschland bestätigt, dass der Beihilfeempfänger einen beihilfefreien 
Eigenbeitrag von mehr als 25 % der beihilfefähigen Kosten leisten wird. 
Abgesehen von der Beihilfe mit einem abgezinsten Wert von 46,0 Mio. EUR 
werden die restlichen Kosten des Vorhabens mit einem abgezinsten Wert von 
322,01 Mio. EUR von BMW aus Eigenmitteln getragen (vor allem aus dem 
Cashflow).  

2.6. Die Beihilfemaßnahme 

(16) Das angemeldete Investitionsvorhaben hat einen Nominalwert von 
392 Mio. EUR, d. h. einen abgezinsten Wert von 368,01 Mio. EUR, wobei die 
Beihilfeintensität 12,5 % beträgt, d. h. die Beihilfe macht nominal 
49,0 Mio. EUR (abgezinst 46,0 Mio. EUR) aus. 

(17) Die angemeldete Beihilfe soll in Form einer Investitionszulage gewährt werden, 
die aus Steuermitteln finanziert und jeweils in dem der 
Investitionskostenverauslagung folgenden Jahr ausgezahlt wird, d. h. die letzte 
Zahlung wird 2015 getätigt. 
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Tabelle: Plan für die Auszahlung der Beihilfe in Mio. EUR (Nominalbetrag) 

 2009 2010 2011 2012 2013 2014 Total 

Investitionszulage 0,4 0,6 15,0 25,4 6,8 0,9 49,0 

 

(18) Deutschland hat bestätigt, dass dieser Beihilfebetrag und diese Beihilfeintensität 
bei einer Veränderung der beihilfefähigen Kosten nicht überschritten werden 
und dass die Beihilfe nicht mit einer weiteren Beihilfe zur Deckung derselben 
beihilfefähigen Kosten kumuliert wird.  

2.7. Anreizeffekt 

(19) Der Rechtsanspruch auf die Beihilfe besteht automatisch bei Erfüllung der 
Bedingungen der Regelung, so dass keine Gewährungsentscheidung oder 
Förderwürdigkeitsbestätigung erforderlich ist. 

2.8. Regionaler Beihilfehöchstsatz 

(20) Leipzig liegt in Sachsen, Deutschland, einem Fördergebiet nach Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe a AEUV, in dem zum Zeitpunkt der Anmeldung für große 
Unternehmen gemäß der deutschen Fördergebietskarte 2007-20135 ein 
regionaler Beihilfehöchstsatz (ohne Aufschläge) von 30 %, ausgedrückt als 
Bruttosubventionsäquivalent (BSÄ), galt. 

2.9. Rechtsgrundlage und Bewilligungsbehörde 

(21) Die Beihilfe wird vom Finanzamt München als Bewilligungsbehörde 
genehmigt. 

(22) Folgende nationale Rechtsgrundlage wurde für die Gewährung der Beihilfe 
angegeben: 

- Investitionszulagengesetz 2010) vom 7. Dezember 2008, Gruppenfreistellung 
unter der Referenz-Nummer X 167/20086. 

2.10. Beitrag zur Regionalentwicklung 

(23) Deutschland gibt an, dass mit dem Investitionsvorhaben etwa 800 neue 
Arbeitsplätze in dem Fördergebiet geschaffen werden. 

2.11. Aufrechterhaltung der Investition 

(24) Deutschland hat bestätigt, dass das Investitionsvorhaben im fraglichen 
Fördergebiet mindestens fünf Jahre lang ab dem Tag der Fertigstellung 
aufrechterhalten werden muss. 

                                                 

5  Entscheidung der Kommission vom 8. November 2006 in der Beihilfesache N 459/2006 — Deutsche 
Fördergebietskarte 2007-2013 (ABl. C 295, 5.12.2006, S. 6). 

6  X 167/2008 – Deutschland – Investitionszulagengesetz (IZ) 2010, ABl. C 280, 20.11.2009, S. 7. 
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2.12. Allgemeine Regelungen 

(25) Deutschland hat der Kommission zugesagt, 

− ihr innerhalb von zwei Monaten nach Bewilligung der Beihilfe eine Kopie 
der diese Beihilfemaßnahme betreffenden relevanten Rechtsakte zu 
übermitteln; 

− nach Genehmigung der Beihilfe durch die Kommission alle fünf Jahre einen 
Zwischenbericht (mit Angaben zu den gezahlten Beihilfebeträgen), zur 
Durchführung der Beihilfevereinbarung und zu anderen 
Investitionsvorhaben am gleichen Standort/im gleichen Werk) vorzulegen; 

− innerhalb von sechs Monaten nach Zahlung der letzten Beihilfetranche nach 
dem angemeldeten Finanzierungsplan einen ausführlichen Abschlussbericht 
vorzulegen. 

3. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG UND VEREINBARKEIT MIT DEM 
BINNENMARKT 

3.1. Vorliegen einer Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV 

(26) Damit eine Maßnahme als staatliche Beihilfe gilt, müssen folgende Kriterien 
kumulativ erfüllt sein: i) Die Maßnahme muss eine staatliche oder aus 
staatlichen Mitteln gewährte Förderung sein, ii) dem Unternehmen muss daraus 
ein wirtschaftlicher Vorteil erwachsen, iii) der Vorteil muss selektiv sein, und 
iv) die Maßnahme verfälscht den Wettbewerb oder droht ihn zu verfälschen und 
beeinträchtigt den Handel zwischen Mitgliedstaaten. 

(27) Die finanzielle Unterstützung erfolgt durch die deutschen Behörden in Form 
einer Investitionszulage und kann somit als eine staatliche und aus staatlichen 
Mitteln gewährte Förderung im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV erachtet 
werden, da sie die andernfalls aus Steuern erzielten Einnahmen des Staates 
verringert. 

(28) Da die Förderung nur einem Unternehmen, BMW, zugute kommt, handelt es 
sich um eine selektive Maßnahme. 

(29) Die Maßnahme entlastet das Unternehmen von Kosten, die es unter normalen 
Marktbedingungen bei der Errichtung der Produktionsanlage selbst tragen 
müsste, und verschafft ihm somit einen wirtschaftlichen Vorteil gegenüber 
seinen Wettbewerbern.  

(30) Die Förderung wird von den deutschen Behörden für ein Investitionsvorhaben 
für die Herstellung von Personenkraftwagen mit Elektroantrieb bereitgestellt. 
Da dieses Produkt zwischen Mitgliedstaaten gehandelt wird, ist die Maßnahme 
geeignet, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. 

(31) Der wirtschaftliche Vorteil, den BMW gegenüber seinen Wettbewerbern bei der 
Erzeugung von Waren erhält, die innerhalb der EU gehandelt werden, kann den 
Wettbewerb verfälschen oder ihn zu verfälschen drohen. 
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(32) Die Kommission ist folglich der Auffassung, dass die angemeldete Maßnahme 
eine staatliche Beihilfe für BMW im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV 
darstellt. 

3.2. Rechtmäßigkeit der Beihilfemaßnahme 

(33) Mit der Anmeldung der geplanten Beihilfemaßnahme vor ihrer Durchführung ist 
Deutschland seinen Verpflichtungen nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV und der 
Einzelanmeldepflicht nach Artikel 6 Absatz 2 der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung nachgekommen. 

3.3. Grundlage für die beihilferechtliche Würdigung der 
Beihilfemaßnahme 

(34) Da es sich bei der Maßnahme um eine regionale Investitionsbeihilfe handelt, ist 
die Kommission verpflichtet, ihre Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt anhand 
der Bestimmungen der Regionalbeihilfe-Leitlinien und insbesondere des 
Abschnitts 4.3 über große Investitionsvorhaben zu prüfen, da die Beihilfe die in 
den Randnummern 64 und 67 der Regionalbeihilfe-Leitlinien genannten 
Schwellenwerte überschreitet. 

3.4. Vereinbarkeit mit den allgemeinen Bestimmungen der 
Regionalbeihilfe-Leitlinien 

(35) Deutschland schließt aus, das die BMW Group im Allgemeinen oder die BMW 
AG im Besonderen als Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der Kriterien 
der Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und 
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten7 betrachtet werden 
könnte. Somit kommt der Beihilfeempfänger für eine Regionalbeihilfe in Frage. 

(36) Die Beihilfe wird in Anwendung der Gruppenfreistellungsregelung X 167/2008 
gewährt, so dass Randnummer 10 der Regionalbeihilfe-Leitlinien nicht 
anwendbar ist, da die Maßnahme keine Ad-hoc-Beihilfe darstellt. 

(37) Das ganze Gebiet von Sachsen kommt für Regionalbeihilfen nach Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe a AEUV in Frage, wobei der zulässige regionale 
Beihilfehöchstsatz zur Zeit der Anmeldung 30 %, ausgedrückt als BSÄ, betrug8. 

(38) Die angemeldete Beihilfe wird als Erstinvestition gemäß Randnummer 34 der 
Regionalbeihilfe-Leitlinien angesehen, da damit eine Investition in materielle 
und immaterielle Anlagewerte bei der Erweiterung einer bestehenden 
Betriebsstätte unterstützt wird. 

                                                 

7  ABl. C 244, 1.10.2004, S. 2. Insbesondere sind die folgenden Kriterien nach Randnummer 10 der 
Rettungs- und Umstrukturierungsleitlinien nicht erfüllt: „(a) wenn bei Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung mehr als die Hälfte des gezeichneten Kapitals verschwunden und mehr als ein 
Viertel dieses Kapitals während der letzten zwölf Monate verloren gegangen ist;“ und „(c) wenn 
unabhängig von der Unternehmensform die im innerstaatlichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen 
für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens erfüllt sind.“ 

8  Siehe Fußnote 4. 
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(39) Die Gewährung der Beihilfe in Form einer Investitionszulage gemäß den 
relevanten Rechtsvorschriften (Investitionszulagegesetz 2010) beruht auf einem 
automatischen Rechtsanspruch auf die Beihilfe, sobald objektive Kriterien 
erfüllt sind. Darüber hinaus hängt die tatsächliche Zahlung der Beihilfe von der 
Genehmigung der Maßnahme durch die Kommission gemäß Randnummer 38 
der Regionalbeihilfe-Leitlinien ab. 

(40) Der Eigenbeitrag des Beihilfeempfängers zu den beihilfefähigen Kosten, der 
völlig beihilfefrei sein muss, liegt über dem verpflichtenden Mindestwert von 
25 % gemäß Randnummer 39 der Regionalbeihilfe-Leitlinien. 

(41) Gemäß Randnummer 40 der Regionalbeihilfe-Leitlinien wird die Investition 
während einer Mindestdauer von fünf Jahren nach Abschluss des Vorhabens in 
der Region aufrechterhalten. 

(42) Die beihilfefähigen Kosten umfassen Ausgaben für Gebäude und 
Anlagen/Ausrüstung und entsprechen somit Randnummer 50 der 
Regionalbeihilfe-Leitlinien. 

(43) Die in Abschnitt 4.4 der Regionalbeihilfe-Leitlinien festgelegten 
Kumulierungsvorschriften werden eingehalten. 

(44) Aus diesen Gründen kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die Beihilfe 
die in den Regionalbeihilfe-Leitlinien festgelegten üblichen 
Zulässigkeitskriterien erfüllt. 

3.5. Würdigung gemäß den Bestimmungen für Beihilfen für große 
Investitionsvorhaben 

3.5.1. Einzelinvestition (Randnummer 60 der Regionalbeihilfe-Leitlinien) 

(45) Nach Randnummer 60 der Regionalbeihilfe-Leitlinien gilt ein großes 
Investitionsvorhaben als Einzelinvestition, wenn die Erstinvestition in einem 
Zeitraum von drei Jahren vor Beginn der Arbeiten an dem Vorhaben 
vorgenommen wird und festes Vermögen betrifft, das eine wirtschaftlich 
unteilbare Einheit bildet, um zu verhindern, dass ein großes 
Investitionsvorhaben künstlich in Teilvorhaben untergliedert wird, um den 
Bestimmungen dieser Leitlinien zu entgehen. 

(46) Die Mitgliedstaaten könnten aufgrund der automatischen Absenkung des 
regionalen Beihilfehöchstsatzes bei großen Investitionsvorhaben versucht sein, 
anstelle einer Einzelinvestition zwei Einzelvorhaben anzumelden, um so zu 
einer höheren maximalen Beihilfeintensität zu gelangen.9 

                                                 

9  Wird ein Vorhaben im Umfang von mehr als 100 Mio. EUR in zwei Vorhaben untergliedert, könnte 
der Mitgliedstaat auf die ersten 50 Mio. EUR der Projektkosten jeweils (insgesamt also zweimal) den 
vollen regionalen Beihilfehöchstsatz anwenden (keine Herabsetzung des anwendbaren regionalen 
Beihilfehöchstsatzes erforderlich) sowie jeweils (insgesamt also zweimal) die Hälfte dieses 
Höchstsatzes auf die nächsten 50 Mio. EUR. Für alle beihilfefähigen Kosten jenseits der Obergrenze 
von 100 Mio. EUR verringert sich der regionale Beihilfehöchstsatz auf ein Drittel (34 %). 
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(47) Die Herstellung der Personenkraftwagen mit Elektroantrieb und Karosserien aus 
kohlefaserverstärktem Kunststoff erfolgt völlig getrennt von der Produktion 
konventioneller Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren und Metallkarosserien 
(1er, X1). Es werden dafür eigene, voneinander unabhängige 
Produktionsanlagen genutzt, die sich nicht überschneiden. Das frühere 
Investitionsvorhaben in Bezug auf Pressteile sowie Türen und Klappen war auf 
die Erzeugung konventioneller Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor ausgerichtet 
(siehe Erwägungsgründe 12-13), und bei der Herstellung der Modelle i3 und i8 
kommen weder diese Bauteile zum Einsatz noch kann dabei irgendein Nutzen 
aus der früheren Beihilfe erwachsen. 

(48) Die Kommission stellt daher fest, dass keine funktionalen, technischen oder 
strategischen Verbindungen zwischen den beiden Vorhaben bestehen, die 
eindeutig wirtschaftlich teilbar sind und somit keine Einzelinvestition im Sinne 
der Randnummer 60 der Regionalbeihilfe-Leitlinien darstellen. 

3.5.2. Beihilfeintensität (Randnummer 67 der Regionalbeihilfe-Leitlinien)  

(49) Die geplanten beihilfefähigen Gesamtkosten des Vorhabens in Leipzig betragen 
abgezinst10 368,01 Mio. EUR. Daraus ergibt sich ein Beihilfehöchstsatz von 
13,5 %, ausgedrückt als Bruttosubventionsäquivalent (BSÄ), nach Anwendung 
des Herabsetzungsmechanismus. 

(50) Die angemeldete Beihilfe beträgt insgesamt abgezinst 46,0 Mio. EUR; die 
Beihilfeintensität (BSÄ) erreicht 12,5 %. Da die gesamte Beihilfeintensität unter 
dem Beihilfehöchstsatz liegt, entspricht die für das Vorhaben vorgeschlagene 
Beihilfeintensität den Regionalbeihilfe-Leitlinien. Deutschland hat zugesichert, 
dass der angemeldete Beihilfebetrag und die angemeldete Beihilfeintensität 
nicht überschritten werden. 

3.5.3. Filter für die eingehende Prüfung von Regionalbeihilfen für große 
Investitionsvorhaben nach Randnummer 68 der Regionalbeihilfe-
Leitlinien 

(51) Gemäß Randnummer 68 der Regionalbeihilfe-Leitlinien muss die Kommission 
das förmliche Prüfverfahren eröffnen und eine eingehende Würdigung der 
Beihilfe vornehmen, um ihren Anreizeffekt und ihre Verhältnismäßigkeit zu 
überprüfen sowie ihre positiven Folgen (regionaler Beitrag) und negativen 
Auswirkungen (Wettbewerbsverzerrung/Beeinträchtigung des Handels) 
gegeneinander abzuwägen, wenn der Umsatz des Beihilfeempfängers vor 
und/oder nach der Investition mehr als 25 % des sachlich und räumlich 
relevanten Marktes ausmacht oder wenn die durch das Investitionsvorhaben 
geschaffene Kapazität mehr als 5 % des sichtbaren Verbrauchs im EWR auf 
dem fraglichen Markt beträgt und dieser Markt während eines fünfjährigen 

                                                 

10  Die Berechnung der in diesem Beschluss aufgeführten abgezinsten Werte erfolgt auf der Grundlage 
des zur Zeit der Anmeldung geltenden Basissatzes von 1,24 %, zu dem gemäß der Mitteilung der 
Kommission über die Änderung der Methode zur Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssätze 
(ABl. C, 19.1.2008, S. 6) 100 Basispunkte hinzuzufügen sind — d. h. 2,24 %. 
(http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/reference_rates.html). 

http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/reference_rates.html
http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/reference_rates.html
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Bezugszeitraums (2003-2008) in absoluten Zahlen oder relativ gesehen (im 
Vergleich zum Wachstum des BIP im EWR) geschrumpft ist. 

(52) Die Kommission stellt jedoch fest, dass die unter Randnummer 68 Buchstaben a 
und b der Regionalbeihilfe-Leitlinien beschriebenen Überprüfungen gemäß 
Fußnote 65 der Regionalbeihilfe-Leitlinien nicht durchgeführt werden müssen, 
wenn der Mitgliedstaat nachweist, dass der Beihilfeempfänger einen neuen 
Produktmarkt schafft. In diesem Fall kann die Beihilfe ohne die Überprüfungen 
nach Randnummer 68 Buchstaben a und b genehmigt werden, wenn die 
allgemeinen Vereinbarkeitskriterien für Regionalbeihilfen und die zusätzlichen 
spezifischen Voraussetzungen für Regionalbeihilfen für große 
Investitionsvorhaben, insbesondere die Herabsetzung der anwendbaren 
Beihilfeintensität nach Randnummer 67 der Regionalbeihilfe-Leitlinien, erfüllt 
werden. 

(53) Die Kommission kann derzeit auf der Grundlage der verfügbaren Informationen 
nicht zu dem Schluss gelangen, dass die von BMW in Leipzig durchgeführten 
Investitionen unter diese Fußnote fallen und somit von den Überprüfungen nach 
Randnummer 68 Buchstaben a und b befreit wären. Einerseits stellt die 
Kommission fest, dass die angemeldeten Elektrofahrzeugmodelle im 
Allgemeinen und die Karosserie aus kohlefaserverstärktem Kunststoff im 
Besonderen eine solche Innovation darstellen, dass damit ein neues Produkt 
geschaffen wird, das nicht mit in der Vergangenheit produzierten Fahrzeugen 
vergleichbar ist. Andererseits scheint BMW jedoch weder der erste noch der 
einzige Hersteller von derartigen Fahrzeugen zu sein. Da es der Kommission zu 
diesem Zeitpunkt nicht möglich ist, über die Anwendbarkeit von Fußnote 65 der 
Regionalbeihilfe-Leitlinien zu entscheiden, hat sie beschlossen, diese 
Überprüfungen bei der Würdigung der vorliegenden Sache durchzuführen. Sie 
fordert allerdings Beteiligte auf, zu dieser Sachfrage und zur Auslegung dieser 
Fußnote auf neuen Märkten Stellung zu nehmen. 

(54) Für die Überprüfungen nach Randnummer 68 Buchstaben a und b der 
Regionalbeihilfe-Leitlinien muss die Kommission zunächst das/die von der 
Investition betroffene/n Produkt/e ermitteln und den sachlich relevanten Markt 
sowie den räumlich relevanten Markt definieren. 

3.5.3.1. Betreffendes Produkt 

(55) Nach Randnummer 69 der Regionalbeihilfe-Leitlinien, ist das „betreffende 
Produkt“ in der Regel das Produkt des Investitionsvorhabens. Sieht ein 
Investitionsvorhaben die Herstellung mehrerer verschiedener Produkte vor, so 
muss jedes Produkt berücksichtigt werden. Wenn sich das Vorhaben auf ein 
Zwischenprodukt bezieht, für das es keinen Markt gibt, kann das betreffende 
Produkt auch das nachgelagerte Produkt sein. 

(56) Das angemeldete Investitionsvorhaben bezieht sich ausschließlich auf die 
Herstellung von zwei Modellen von Pkw mit Elektroantrieb und Karosserie aus 
kohlefaserverstärktem Kunststoff. Diese sind der i3, ein rein elektrisch 
angetriebenes Fahrzeug (BEV), bei dem elektrische Energie in einer 
Autobatterie gespeichert wird, und der Elektrosportwagen i8, der zusätzlich zur 
Autobatterie auch einen kleinen, effizienten Verbrennungsmotor besitzt 
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(PHEV). Es werden keine getrennten Zwischenprodukte erzeugt und auf dem 
Markt verkauft. 

(57) Auf den im Rahmen des Investitionsvorhabens errichteten Anlagen können 
keine anderen Produkte hergestellt werden. Die Verwendung von 
Produktionsanlagen für Elektrofahrzeuge zur Erzeugung von Pkw mit 
Verbrennungsmotor ist technologisch ausgeschlossen. 

(58) Deshalb kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die vom 
Investitionsvorhaben betroffenen Produkte die Fahrzeugmodelle i3 (BEV) und 
i8 (PHEV) sind.  

3.5.3.2. Sachlich relevanter Markt 

(59) Nach Randnummer 69 der Regionalbeihilfe-Leitlinien umfasst der relevante 
Produktmarkt das betreffende Produkt und jene Produkte, die vom Verbraucher 
(wegen der Merkmale des Produkts, seines Preises und seines 
Verwendungszwecks) oder vom Hersteller (durch die Flexibilität der 
Produktionsanlagen) als seine Substitute angesehen werden. 

(60) Die Kommission hat im traditionellen Kraftfahrzeugsektor eine Reihe von 
Beschlüssen (sowohl über staatliche Beihilfen als auch über Fusionen) 
angenommen und in diesem Zusammenhang Analysen zur sachdienlichen 
Definition des relevanten Produktmarktes durchgeführt. 

(61) Es gibt mehrere Anbieter von Analysen des Kraftfahrzeugmarktes. Zu den 
namhaftesten zählen IHS Global Insight und POLK. Die Mitgliedstaaten und die 
Beihilfeempfänger legen in der Regel Informationen vor, die auf 
Segmentierungen eines dieser Beratungsunternehmen beruhen. IHS schlägt eine 
Unterteilung des Pkw-Marktes in eng gefasste Klassen (27 Segmente) vor, 
während POLK acht Segmente unterscheidet (A000, A00, A0, A, B, C, D und 
E), wobei das A000-Segment Kleinstwagen umfasst und das E-Segment die 
Oberklasse darstellt. Vom A000-Segment zum E-Segment steigen der 
Durchschnittspreis, die Größe und die durchschnittliche Motorleistung der Pkw 
allmählich an. 

(62) In Beihilfesachen stützte sich die Kommission auf diese Segmentierungen, da 
sie von den Mitgliedstaaten in ihren Anmeldungen zur Abgrenzung der Märkte 
verwendet wurden. 

(63) Im vorliegenden Fall befasst sich die Kommission erstmals mit einer 
Anmeldung, die eine Regionalbeihilfe für die Herstellung von Pkw mit 
Elektroantrieb (BEV/PHEV) betrifft. Die Anmeldung wirft eine Reihe von 
Fragen hinsichtlich der sachdienlichen Definition des Marktes auf, da die 
Schlussfolgerungen früherer Beschlüsse über Pkw mit Verbrennungsmotor nicht 
unbedingt übernommen werden können. 

(64) Das zentrale Problem bei der Abgrenzung des sachlich relevanten Marktes 
besteht darin, ob Elektrofahrzeuge ohne Verbrennungsmotor oder 
Hybridfahrzeuge mit der Spezifikation des i8, deren Karosserie in beiden Fällen 
aus kohlefaserverstärktem Kunststoff besteht, im Jahr 2015 einen untrennbaren 
Bestandteil des Gesamtmarktes für Pkw oder einen getrennten Produktmarkt 
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darstellen werden. Die Kommission fordert Beteiligte auf, auch zu dieser Frage 
Stellung zu nehmen. 

(65) Anhand der vorliegenden Informationen kann die Kommission nicht 
zweifelsfrei ausschließen, dass es einen getrennten Markt für Elektroautos 
geben wird: auf der Angebotsseite liegt eindeutig keine Substituierbarkeit vor, 
denn Elektrofahrzeuge mit Karosserie aus kohlefaserverstärktem Kunststoff 
können auf Produktionsanlagen für konventionelle Fahrzeuge nicht hergestellt 
werden und umgekehrt. Hinsichtlich der Substituierbarkeit auf der 
Nachfrageseite (d. h. wegen der Merkmale des Produkts, seines Preises und 
seines Verwendungszwecks) dienen Pkw mit Elektromotor und Pkw mit 
Verbrennungsmotor demselben grundlegenden Zweck, nämlich der 
Personenbeförderung. Beim i3, dem Elektrofahrzeug für den städtischen Raum, 
ist dieser Verwendungszweck allerdings aufgrund seiner geringen Reichweite 
von bis zu 150 km ohne Batterieaufladung in erster Linie auf Fahrten in der 
Stadt beschränkt. Das Modell i8 erfüllt einen zweifachen Zweck, nämlich 
Fahrten in der Stadt und sonstige Fahrten, und gleicht die Beschränkungen eines 
Elektrofahrzeugs durch einen kleinen, effizienten Verbrennungsmotor aus. 
Elektrofahrzeuge sind erheblich teurer als konventionelle Autos mit derselben 
Größe und demselben Verwendungszweck (der Preisunterschied wird selbst 
durch staatliche Zuschüsse für Verbraucher nur zum Teil ausgeglichen), und die 
voraussichtlichen Käufer scheinen sich im Hinblick auf Einkommen und 
Umweltbewusstsein ziemlich von den Käufern konventioneller Autos derselben 
Größe zu unterscheiden. Die Kommission fordert Beteiligte auf, zu der Frage 
Stellung zu nehmen, ob Elektrofahrzeuge einen getrennten Produktmarkt bilden. 

(66) Wenn Elektrofahrzeuge einen getrennten Markt bilden, ist fraglich, ob und in 
welchem Ausmaß eine weitere Segmentierung des Marktes für Pkw mit 
Elektroantrieb notwendig ist. 

(67) Deutschland legte eine Übersicht über die konkurrierenden Elektrofahrzeuge 
verschiedener Hersteller samt dem Jahr ihrer Markteinführung vor. Auch wenn 
diese Übersicht etwas ungenau zu sein scheint, da es in einigen Fällen zu einer 
erheblichen Verzögerung gekommen ist (wider Erwarten kam das erste 
Elektrofahrzeug — der Nissan Leaf — erst im Januar 2011 auf den Markt), so 
bietet die Grafik doch einen Überblick über die konkurrierenden 
Elektrofahrzeugmodelle, der darauf hindeutet, dass ein vollständiges Abgehen 
von der Segmentierung für elektrisch angetriebene Pkw aufgrund der 
Unterschiedlichkeit der Modelle auch keine angemessene Lösung ist: 
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(68) Die Kommission fordert die Beteiligten auf, zu der Frage Stellung zu nehmen, 
ob eine weitere Segmentierung des Elektrofahrzeugmarktes sachdienlich ist und 
auf welchen Grundsätzen und Kriterien eine solche Unterteilung aufbauen 
könnte. 

(69) Gleichgültig ob Elektrofahrzeuge zum Pkw-Gesamtmarkt gehören oder einen 
eigenständigen Markt darstellen, ist die Zuordnung der in Leipzig zu 
produzierenden Elektrofahrzeuge zu einem spezifischen Pkw-Segment 
problematisch. In Bezug auf mögliche Marktsegmentierungen wählte 
Deutschland im vorliegenden Fall die Segmentierung von IHS Global Insight 
für den Zweck der Anmeldung.  

(70) Laut Deutschland fällt das MCV-Modell i3 in die Segmente C11 und D12, wobei 
Deutschland die Verwendung eines kombinierten C/D-Segments vorschlägt. Bei 
strikter Anwendung der Segmentierung müsste die Kommission jedoch zu dem 
Schluss gelangen, dass das MCV i3 hinsichtlich der Größe in die Segmente B13 
und C und hinsichtlich des Preises in das D-Segment eingeordnet werden kann. 
Den deutschen Angaben zufolge sind die Käufer des MCV nicht auf Kunden 
beschränkt, die sich bei Autos mit Verbrennungsmotoren normalerweise für die 
unteren Segmente entscheiden würden, sondern kommen aus allen Segmenten, 
weil sie ein ausgeprägtes Umweltbewusstsein haben. 

                                                 

11  Nach Global Insight fallen beispielsweise folgende Modelle in das C-Segment: Ford Focus, VW Golf, 
BMW 1er Serie oder Audi A3. 

12   Nach Global Insight fallen beispielsweise folgende Modelle in das D-Segment: Honda Accord, VW 
Passat, BMW 3er Serie, Mercedes-Benz C-Klasse oder Audi A4. 

13   Nach Global Insight fallen beispielsweise folgende Modelle in das B-Segment: VW Polo, Ford Fiesta, 
Peugeot 207 oder Toyota Yaris. 
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(71) Das Sportwagenmodell BMW i8 fällt in das F-Segment14 nach IHS Global 
Insight, das nicht durch die Fahrzeuggröße sondern ausschließlich durch den 
Preis abgegrenzt ist. Im Fall dieses Pkw-Modells ist ein zusätzliches Problem zu 
lösen. Laut Deutschland ist es aufgrund des eingebauten Verbrennungsmotors 
als Hybridfahrzeug eingestuft. Es wird allerdings auf denselben 
Produktionsanlagen wie das MCV-Modell erzeugt, hat eine Karosserie aus 
kohlefaserverstärktem Kunststoff und verfügt zusätzlich über einen 
Verbrennungsmotor zur Verbesserung des Elektroantriebs, der darüber hinaus 
nicht in der geförderten Anlage entwickelt wird. Eine Betrachtung der bisher auf 
dem Markt verfügbaren Hybridfahrzeuge zeigt, dass es sich in der Regel um mit 
Verbrennungsmotor angetriebene Autos mit Metallkarosserien handelt, in die 
ein zusätzlicher Elektroantrieb eingebaut ist, der nur einen geringen Teil zur 
Fahrzeugleistung beiträgt. 

(72) Derzeit ist die Kommission nicht in der Lage, eine definitive Position dazu zu 
beziehen, ob sich traditionelle Marktsegmentierungen, die von Polk, Global 
Insight und anderen für den konventionellen Kfz-Markt entwickelt wurden, 
überhaupt auf den Elektrofahrzeugmarkt übertragen lassen. Sie stellt zum 
jetzigen Zeitpunkt fest, dass die Zuordnung zu Segmenten in Analogie zu Pkw 
mit Verbrennungsmotoren äußerst problematisch ist. Auf den ersten Blick 
scheint die Anwendung der Segmentierung von POLK aufgrund der Bedeutung 
des Verbrennungsmotors bei der Abgrenzung der Segmente schwierig zu sein. 
Auch die Verwendung der von IHS Global Insight festgelegten Einteilung 
erscheint nicht einfach. Hier sind die entscheidenden Parameter die 
Fahrzeuglänge und der Preis: hinsichtlich der Länge scheint die Mehrheit der in 
Entwicklung befindlichen Elektrofahrzeuge (laut Ankündigungen der 
Hersteller) in die „kleinen“ Segmente A, B und C zu fallen; in Bezug auf den 
Preis treffen höhere Segmente — mindestens das D-Segment — zu. Die 
Kommission fordert die Beteiligten auf, zur Übertragbarkeit bestehender 
Klassifikationen für den Zweck der Marktdefinition Stellung zu nehmen. 

(73) Des Weiteren kann die Kommission keine definitive Position dazu beziehen, ob 
die Zuordnung der Modelle i3 und i8 zu den von Deutschland vorgeschlagenen 
Segmenten sachdienlich ist (gleichgültig ob Elektrofahrzeuge zum Pkw-
Gesamtmarkt gehören oder einen eigenständigen Markt darstellen). Die 
Kommission fordert die Beteiligten auf, zu dieser Frage Stellung zu nehmen. 

(74) In diesem Zusammenhang weist die Kommission darauf hin, dass Deutschland 
vorgeschlagen hat, den i3 in ein kombiniertes C/D-Segment einzuordnen. Die 
Kommission erinnert daran, dass sie in der Vergangenheit Zweifel daran 
geäußert hat, ob sich kombinierte Segmente auf Pkw mit Verbrennungsmotor 
anwenden lassen15. Die Kommission kann zurzeit keine definitive Position zur 

                                                 

14   Nach Global Insight fallen beispielsweise folgende Modelle in das F-Segment: Maserati Quattroporte, 
Ferrari 430, 599, 612, Lamborghini Murcielago oder Aston Martin DBS. 

15  Zuletzt in der Entscheidung der Kommission in der Sache SA.27913 – Staatlich Beihilfe C 31/2009 - 
Ungarn – Großes Investitionsvorhaben – Beihilfe für Audi Hungaria Motor Kft; Entscheidung vom 
28.10.2009 (K(2009)8131) in der Beihilfesache C 31/2009 (ABl. C 64 vom 16.03.2010, S. 15); 
Beschluss zur Ausweitung des Verfahrens vom 6. Juli 2010 (K(2010)4474) in der Beihilfesache C 
31/2009 (ABl. C 234 vom 10.09.2010, S.4.) 
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Frage der kombinierten Segmente beziehen und fordert die Beteiligten auf, auch 
zu diesem Punkt Stellung zu nehmen. 

(75) Aufgrund des Fehlens von Erfahrungen aus der Vergangenheit und durch die 
oben angeführten Schwierigkeiten kann die Kommission zu diesem Zeitpunkt 
zu keinem Schluss über den sachlich relevanten Markt gelangen. Deshalb 
betrachtet die Kommission in den weiteren Analysen alle plausiblen Märkte als 
sachlich relevante Märkte, d. h. den Markt für Elektrofahrzeuge, den 
Gesamtmarkt für Pkw ohne Unterscheidung der Antriebstechnik und den Markt 
für Hybridfahrzeuge (in Bezug auf das Modell i8). Im Hinblick auf die 
Segmentierung berechnete die Kommission die Marktanteile im Einklang mit 
dem deutschen Vorschlag, nach dem das MCV-Elektrofahrzeug von BMW als 
Teil des kombinierten C/D-Segments zu beurteilen ist, und getrennt für die 
Segmente B, C und D sowie beim Sportwagen für das F-Segment. 

3.5.3.3. Räumlich relevanter Markt 

(76) Gemäß Randnummer 70 der Regionalbeihilfe-Leitlinien sollten für die 
Überprüfungen nach Randnummer 68 Buchstaben a und b der Regionalbeihilfe-
Leitlinien Märkte normalerweise auf Ebene des EWR definiert werden oder, 
„falls diese Daten nicht vorliegen oder nicht relevant sind, auf der Grundlage 
eines anderen allgemein akzeptierten Marktsegments, für das statistische Daten 
zur Verfügung stehen“. 

(77) Deutschland betrachtet den Weltmarkt oder zumindest einen über den EWR 
hinausgehenden Markt als den räumlich relevanten Markt, da beide BMW-
Modelle auf die internationale Nachfrage ausgerichtet sind und die Herstellung 
von Elektrofahrzeugen bisher auf Europa, die USA und Asien beschränkt ist 
(laut Deutschland entfallen derzeit rund 50 % der Produktion auf Europa und 
30 % auf die USA). 

(78) Deutschland betont, dass die Dynamik der Entwicklung des Marktes für 
Elektrofahrzeuge auch von einer weitere Verschärfung der CO2-
Emissionsvorschriften in bestimmten Ländern abhängt und dass für die Einfuhr 
von elektrisch angetriebenen Pkw zwar in einigen Staaten (USA, Japan) 
dieselben Zollsätze vorgesehen sind wie für Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor, 
während andere Länder (China) viel niedrigere Zollsätze anwenden. 
Unterschiede bestehen auch bei den Kosten für die Einfuhr von Kohlefasern im 
Vergleich zu Stahl, der bei der Herstellung von Fahrzeugen mit 
Verbrennungsmotor eingesetzt wird. Des Weiteren ist der Handel mit 
Elektrofahrzeugen durch die in den einzelnen Ländern geltenden technischen 
Normen weniger stark eingeschränkt als bei Fahrzeugen mit 
Verbrennungsmotor. Deutschland hebt auch hervor, dass der Markt stark von 
staatlichen Förderprogrammen für Verbraucher abhängt. Diese Förderungen 
machen Elektrofahrzeuge für eine größere Gruppe von Verbrauchern 
erschwinglich, da sie den erheblichen Preisunterschied zwischen 
Elektrofahrzeugen und mit Verbrennungsmotor angetriebenen Fahrzeugen 
entsprechender Größe zum Teil ausgleichen. Ohne die Förderungen blieben sie 
sehr exklusiv und würden nur von einer sehr kleinen Gruppe von Verbrauchern 
nachgefragt. In den USA erreicht die staatliche Förderung bis zu 7 500 USD je 
Fahrzeug, wobei ähnliche Beträge in China und Japan vorgesehen sind. In 
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Zukunft könnten diese Subventionen auch auf Megastädte wie Mexiko Stadt 
und São Paulo ausgedehnt werden. 

(79) In einigen der bisherigen Beschlüsse in Bezug auf den Kraftfahrzeugsektor16 
definierte die Kommission den relevanten räumlichen Markt als „mindestens 
EWR-weit“ und schloss somit explizit die Möglichkeit nicht aus, dass ein 
räumlich relevanter Markt besteht, der größer als der EWR ist. In zwei 
Beihilfesachen zu Regionalbeihilfen für den Kraftfahrzeugsektor (Audi 
Hungaria Motor und Fiat Powertrain Technologies Poland) eröffnete die 
Kommission jedoch das förmliche Prüfverfahren u. a. in Bezug auf die 
angemessene Marktabgrenzung. 

(80) Auf der Grundlage der verfügbaren Informationen (Markteinführung der ersten 
Elektrofahrzeuge erst 2010) kann die Kommission zu diesem Zeitpunkt keine 
definitive Position dazu beziehen, ob ein eigenständiger Elektrofahrzeugmarkt 
eine weltweite Ausdehnung hätte oder nicht. Die Kommission fordert Dritte auf, 
zur sachdienlichen Definition des räumlichen Marktes für Elektrofahrzeuge im 
Allgemeinen sowie für Fahrzeuge wie die Modelle i3 und i8 Stellung zu 
nehmen. 

(81) Da die Kommission für die Zwecke der Überprüfung nach Randnummer 68 
Buchstabe a der Regionalbeihilfe-Leitlinien zu keinem Schluss über den 
genauen räumlich relevanten Markt gelangen kann, führt sie die relevanten 
Tests sowohl für den EWR als auch die weltweiten Märkte durch. 

3.5.3.4. Marktanteile (Überprüfung nach Randnummer 68 Buchstabe a) 

(82) Um feststellen zu können, ob gemäß Randnummer 68 Buchstabe a der 
Regionalbeihilfe-Leitlinien für das Vorhaben eine eingehende Überprüfung der 
Erforderlichkeit der Beihilfe notwendig ist und ob seine Vorteile stärker ins 
Gewicht fallen als die dadurch entstehenden Wettbewerbsverzerrungen und die 
Beeinträchtigung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten, muss die 
Kommission die Marktanteile des Beihilfeempfängers vor und nach der 
Investition analysieren und prüfen, ob diese Marktanteile auf dem sachlich und 
räumlich relevanten Markt 25 % übersteigen. 

(83) Da das angemeldete Investitionsvorhaben von BMW 2009 anlief und die 
Vollproduktion für 2014 geplant ist, sollte die Kommission den Marktanteil der 
BMW Group auf den sachlich und räumlich relevanten Märkten in den Jahren 
2008 und 2015 ermitteln. Da das erste Elektrofahrzeug (Nissan Leaf) jedoch erst 
im Januar 2011 auf den Markt gebracht wurde, kann die Kommission den 
Marktanteil von BMW am Markt für elektrisch angetriebene Pkw für das Jahr 
2008 nicht berechnen. 

(84) In Bezug auf die Marktanteile von BMW bei Elektrofahrzeugen nach Abschluss 
des Vorhabens, d. h. im Jahr 2015, stützte Deutschland seine Berechnungen auf 
Informationen, die von der Deutschen Bank in einer externen Studie über 

                                                 

16  Entscheidungen der Kommission in den Sachen K 31/2009 — Audi Hungaria Motor Kft., 
N 674/2008 — VW Slovakia a.s (ABl. C 205 vom 29.7.2010, S. 1)., N 473/2008 — Ford España 
S.L. (ABl. C 19 vom 26.1.2010, S.5) usw. 
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Elektrofahrzeuge am 9. Juni 2008 veröffentlicht wurden, sowie auf Daten, die 
von der Boston Consulting Group im August 2009 gesammelt wurden. 
Insbesondere beruhen die von Deutschland vorgelegten Angaben auf der 
Annahme, dass der weltweite Markt für Elektrofahrzeuge (eingeschränkt auf 
BEV) nur 1 % des Gesamtmarktes für Pkw ausmachen wird (für 2015 wird der 
Gesamtverkauf von Pkw ohne Unterscheidung der Antriebstechnik auf 72,4 
Millionen weltweit und auf 15,3 Millionen im EWR geschätzt; der Verkauf von 
Elektrofahrzeugen eingeschränkt auf BEV wird lediglich auf 720 000 weltweit 
und auf 150 000 im EWR geschätzt, der Gesamtverkauf von Hybridfahrzeugen 
auf 12,3 Millionen weltweit und auf 2,6 Millionen im EWR). Dieser Anteil ist 
vielleicht zu konservativ angesetzt, aber Deutschland konnte keine andere 
unabhängige Schätzung von Dritten für den Zeitraum um 2015 als die Studie der 
Deutschen Bank bereitstellen und wies darauf hin, dass die meisten anderen 
Quellen nur Schätzungen für das Jahr 2020 enthielten. Die Verkaufszahlen für 
das erste Elektrofahrzeugmodell — den Nissan Leaf — legen nahe, dass selbst 
im Jahr 2011, d. h. drei Jahre nach der Veröffentlichung der Prognose der 
Deutschen Bank, die Dynamik der Entwicklung auf dem Elektrofahrzeugmarkt 
von Nissan unterschätzt wurde. Nissan rechnete mit einem Absatz von 
10 000 Stück des Elektrofahrzeugmodells im Jahr 2011, verkaufte aber schon im 
ersten Quartal 2011 4 000 Einheiten. Die Kommission fordert die Beteiligten 
auf, zur erwarteten Größe des weltweiten und des EWR-weiten Marktes für 
Elektrofahrzeuge im Jahr 2015 Stellung zu nehmen. 

(85) Deutschland legte Daten/Schätzungen für den Umsatz von BMW vor. In diesem 
Zusammenhang sollte beachtet werden, dass BMW bei der Berechnung des 
Marktanteils davon ausging, dass vom gesamten Produktionsvolumen von 
[10 000-50 000] (oder […]) Einheiten nur […] MCV auf dem EWR-Markt 
verkauft und […] ausgeführt werden sollen. Ebenso ist geplant, dass 50 % des 
voraussichtlichen Produktionsvolumens des Sportwagenmodells (bis zu 
[…] Stück) außerhalb des EWR abgesetzt werden. Diese Aufteilung zwischen 
den Verkäufen im EWR und außerhalb des EWR ist für die Kommission zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht überprüfbar. Die Kommission fordert die Beteiligten 
auf, zu der Frage Stellung zu nehmen, ob eine solche Aufteilung angesichts der 
vorhersehbaren Marktentwicklung realistisch ist. 

(86) Die Kommission stellt ferner fest, dass Deutschland keine getrennten Daten für 
das F-Segment vorlegen konnte, sondern Informationen für das kombinierte 
E2+F-Segment übermittelte (relevant für den i8), da BMW die Daten für die 
Segmente E2 und F für interne Zwecke nicht separat erfasst. 

(87) Die Ergebnisse der Überprüfung der Marktanteile (unter Verwendung der oben 
dargelegten Aufteilung der Produktionsmengen auf Verkäufe innerhalb des 
EWR und Ausfuhren aus dem EWR) werden in der folgenden Tabelle 
dargestellt: 
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 2008 2015 

Gesamtmarkt Pkw weltweit — insgesamt 2,6 % 2,6 % 

B-Segment 1,8 % 1,8 % 

C-Segment 1,4 % 1,5 % 

D-Segment 5,1 % 5,5 % 

E2+F-Segment*** 5,1 % 8,2 % 

Kombiniertes C/D-Segment 2,9 % 3,1 % 

      

Gesamtmarkt Pkw EWR — insgesamt 5,7 % 6,5 % 

B-Segment 3 % 4 % 

C-Segment 3,5 % 4,5 % 

D-Segment 12,3 % 14,2 % 

E2+F-Segment*** 12,7 % 17,3 % 

Kombiniertes C/D-Segment 6,5 % 7,7 % 

      

Elektrofahrzeugmarkt weltweit — insgesamt / [3-6 %] 

B-Segment / [< 25 %] 

C-Segment / [< 25 %] 

D-Segment / [> 25 %] 

E2+F-Segment*** / [> 25 %]** 

Kombiniertes C/D-Segment / [< 25 %] 

      

Elektrofahrzeugmarkt EWR — insgesamt / 12,7 % 

B-Segment / [> 25 %] 

C-Segment / [> 25 %] 

D-Segment / [> 25 %] 

E2+F-Segment*** / [> 25 %]** 

Kombiniertes C/D-Segment / [< 25 %] 

      

Hybridfahrzeugmarkt weltweit — insgesamt / * 

E2+F-Segment*** / 3,2  % 

      

Hybridfahrzeugmarkt EWR — insgesamt / * 

E2+F-Segment*** / 15 % 

   
* Keine Daten verfügbar.   

** Eines der von der Kommission für diese Würdigung genutzten Szenarien, wonach die Modelle i8 und i3 
vollkommene Substitute sind, sofern sie auf denselben Produktionsanlagen wie der i3 hergestellt werden und 
somit angebotsseitige Substitute darstellen (eigene Berechnungen der Kommission) 

*** Laut Deutschland sind getrennte Daten für das F-Segment nicht verfügbar. 
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(88) Diese Ergebnisse weisen darauf hin, dass der Marktanteil von BMW nur auf 
dem Gesamtmarkt für Pkw unter 25 % liegt, gleichgültig ob der EWR-weite 
oder der weltweite Markt herangezogen wird und unabhängig von der 
Segmentierung (ungeachtet der in den Erwägungsgründen 68-70 beschriebenen 
Probleme bei der Anwendung der Segmentierung). 

(89) Was den Elektrofahrzeugmarkt anbelangt, lässt sich aufgrund der auf den 
verfügbaren Daten beruhenden Ergebnisse nicht ausschließen, dass der 
Marktanteil von BMW auf einem eigenständigen weltweiten 
Elektrofahrzeugmarkt den Schwellenwert von 25 % im D-Segment 
überschreiten könnte (laut Prognosen erreicht er [> 25 %]). Ähnliches gilt, wenn 
der Markt für Elektrofahrzeuge und nicht derjenige für Hybridfahrzeuge als der 
sachlich relevante Markt für das Modell i8 festgelegt wird, weil es auf 
denselben Produktionsanlagen wie das rein elektrisch angetriebene Modell i3 
hergestellt wird und somit ein Substitut für das BEV darstellt. In diesem Fall 
könnte der Marktanteil von BMW im F-Segment ebenfalls über dem 
Schwellenwert von 25 % liegen ([> 25 %]). 

(90) Auf dem EWR-weiten Markt für Elektrofahrzeuge ohne Segmentierung wird 
der Schwellenwert von 25 % nur dann eingehalten, wenn BMW weniger als 
[…] Fahrzeuge von den insgesamt erzeugten [10 000-50 000] Autos auf dem 
EWR-Markt verkauft. Auf dem segmentierten EWR-weiten Markt für 
Elektrofahrzeuge besteht allerdings selbst bei Berücksichtigung der von 
Deutschland angeführten Aufteilung der Verkäufe auf EWR-Länder und Nicht-
EWR-Länder die Gefahr einer Überschreitung des Schwellenwerts von 25 %, 
wenn die Kommission im Einklang mit der gängigen Praxis die Möglichkeit 
einer Kombination von Kfz-Segmenten ausschließt (die Kommission lehnte 
beispielsweise in der Entscheidung zur Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens 
im Falle von Audi Hungaria Motor die von Ungarn vorgeschlagene 
Kombination bestimmter Segmente gemäß den Definitionen von Polk ab) und 
das Produktionsvolumen von BMW entweder dem B-, C- oder D-Segment 
zugeordnet werden muss. In diesem Fall würde der Marktanteil von BMW in 
allen berücksichtigten Einzelsegmenten im EWR 25 % überschreiten ([…] % 
im B-Segment, […] % im C-Segment, […] % im D-Segment und sogar 
[…] % im F-Segment). 

(91) Auf der Grundlage der verfügbaren Daten kann die Kommission zu diesem 
Zeitpunkt nicht zweifelsfrei ausschließen, dass die Marktanteile von BMW auf 
allen berücksichtigten plausiblen Märkten unterhalb des Schwellenwerts von 
25 % gemäß Randnummer 68 Buchstabe a der Regionalbeihilfe-Leitlinien 
bleiben. Angesichts der Produktionskapazität von [10 000-50 000] 
Elektrofahrzeugen im Leipziger Werk und in Anbetracht der Dynamik auf dem 
Elektrofahrzeugmarkt sowie der Anzahl der auf diesem Markt im Wettbewerb 
stehenden Automobilhersteller ist es gleichzeitig plausibel, dass BMW den in 
Randnummer 68 Buchstabe a der Regionalbeihilfe-Leitlinien festgelegten 
Schwellenwert von 25 % zumindest langfristig möglicherweise nicht 
überschreiten wird. Diese Tatsache weist darauf hin, dass die verfügbaren 
Daten, nach denen der Elektrofahrzeugmarkt (BEV) nur 1 % des gesamten Pkw-
Marktes ausmacht, zu konservativ sind, um als zuverlässige Basis für die 
Zwecke der Überprüfungen nach Randnummer 68 der Regionalbeihilfe-
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Leitlinien zu dienen. Die Kommission fordert Dritte auf, zu den oben erörterten 
Problemen Stellung zu nehmen. 

3.5.3.5. Kapazitätszuwachs auf einem Markt mit unterdurchschnittlichem 
Wachstum (Überprüfung nach Randnummer 68 Buchstabe b) 

(92) Die Kommission muss gemäß Randnummer 68 Buchstabe b der 
Regionalbeihilfe-Leitlinien prüfen, ob die durch das Investitionsvorhaben 
geschaffene Kapazität mehr als 5 % des Marktes belegt durch Daten über den 
sichtbaren Verbrauch17 beträgt. In diesem Fall muss die Kommission auch 
prüfen, ob die in den letzten fünf Jahren verzeichneten mittleren 
Jahreszuwachsraten des sichtbaren Verbrauchs über der mittleren jährlichen 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts im EWR liegen. Die Kommission 
führt diese Überprüfung für die oben angeführten plausiblen sachlich relevanten 
Märkte durch. 

(93) Die Überprüfung des Kapazitätszuwachs auf einem Markt mit 
unterdurchschnittlichem Wachstum ergab folgende Werte für die einzelnen 
analysierten Segmente: 

Tabelle: Kapazitätszuwachs durch das Vorhaben auf dem Gesamtmarkt für Pkw auf 
Ebene des EWR 

 Marktvolumen 2008 
Kapazitätszuwach
s 

B-Segment 4,6 Mio.  0,87 % 

C-Segment 5,1 Mio. 0,78 % 

D-Segment 2,6 Mio. 1,54 % 

C/D-Segment 7,7 Mio. 0,52 % 

E2+F-Segment 1,1 Mio. 0,36 % 

 

(94) Aus den Ergebnissen der Überprüfung geht klar hervor, dass bei 
Berücksichtigung des Pkw-Gesamtmarktes ohne Unterscheidung der 
Antriebstechnik der im ersten Teil von Randnummer 68 Buchsstabe b der 
Regionalbeihilfe-Leitlinien festgelegte Schwellenwert von 5 % in keinem der 
analysierten Segmente auf dem EWR-Markt überschritten würde. 

(95) Diese Überprüfung kann für den Elektrofahrzeugmarkt nicht durchgeführt 
werden, da er 2008 noch nicht existierte. Es kann jedoch mit Sicherheit 
ausgeschlossen werden, dass das Wachstum auf diesem Markt 
unterdurchschnittlich ist. 

                                                 

17 Der sichtbare Verbrauch des betreffenden Produkts wird in Fußnote 62 der Regionalbeihilfe-
Leitlinien als „Produktion plus Einfuhren minus Ausfuhren“ definiert. 
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(96) Für den konventionellen Kfz-Markt hat Deutschland jedoch Angaben über die 
mittlere jährliche Wachstumsrate für den sichtbaren Verbrauch auf dem Pkw-
Gesamtmarkt ohne Segmentaufteilung, getrennt für die Segmente B, C und D 
sowie für die kombinierten Segmente C/D und E2/F18 vorgelegt. Die Daten für 
den Bezugszeitraum 2003-2008 betreffen nicht den EWR sondern nur die EU-
27 und stammen vom Dachverband der europäischen Automobilhersteller 
(ACEA) und EUROSTAT. 

(97) Die für den Bezugszeitraum 2003-2008 angegebenen Wachstumsraten belegen 
eindeutig, dass die analysierten Märkte unterdurchschnittlich wachsen oder 
sogar schrumpfen, wobei sich die Lage in anderen betroffenen Segmenten 
voraussichtlich nicht davon unterscheidet: -0,55 % auf dem Pkw-Gesamtmarkt, 
-1,65 % im B-Segment, 0,8 % im C-Segment, -4,66 % im D-Segment, -1,73 % 
im E2/F-Segment und -1,25 % im kombinierten C/D-Segment. Im selben 
Zeitraum war die mittlere jährliche Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts 
im EWR eindeutig höher: 2,17 % nominal in EUR und 0,86% real (die 
entsprechenden Wachstumsraten für die EU-27 liegen bei 2,11 % und 0,85 %). 

(98) Wie vorstehend ausgeführt, muss die Kommission den im zweiten Teil von 
Randnummer 68 Buchstabe b der Regionalbeihilfe-Leitlinien festgelegten Test 
jedoch nur dann anwenden, wenn der im ersten Teil festgelegte Schwellenwert 
von 5 % überschritten wird. Aus den verfügbaren Daten geht hervor, dass der 
Schwellenwert für den Kapazitätszuwachs von 5 % von dem in Rede stehenden 
Investitionsvorhaben auf den relevanten Märkten nicht überschritten wird. 

3.6. Schlussfolgerung zu den Überprüfungen nach Randnummer 68 
Buchstabe a und b 

(99) Auf der Grundlage der Überprüfungsergebnisse kann die Kommission nicht 
bestätigen, dass die Schwellenwerte gemäß Randnummer 68 Buchstabe a der 
Regionalbeihilfe-Leitlinien auf keinem der plausiblen Märkten überschritten 
werden, während die Überprüfung des Kapazitätszuwachs nach Randnummer 68 
Buchstabe b der Regionalbeihilfe-Leitlinien keine Probleme für die 
Vereinbarkeit des Investitionsvorhabens mit dem Binnenmarkt bereitet. 

3.7. Zweifel und Gründe für die Verfahrenseröffnung 

(100) Die Kommission befasst sich erstmals mit der Anmeldung einer 
Regionalbeihilfe für die Herstellung von elektrisch angetriebenen Pkw 
(BEV/PHEV). Die Kommission konnte im Zuge der vorläufigen Prüfung zu 
keiner definitiven Position bei der Definition der sachlich und räumlich 
relevanten Märkte gelangen und kann nach Durchführung der Überprüfung nach 
Randnummer 68 Buchstabe a für alle plausiblen Märkte nicht bestätigen, dass 
der Schwellenwert von 25 % mit Sicherheit nicht überschritten wird. 
Gleichzeitig hat die Kommission Zweifel daran, ob die angemeldete Beihilfe auf 
der Grundlage der Fußnote 65 der Regionalbeihilfe-Leitlinien von den 
Überprüfungen nach Randnummer 68 der Regionalbeihilfe-Leitlinien 
ausgenommen werden kann. 

                                                 

18 Laut Deutschland war es nicht möglich, getrennte Daten für das F-Segment bereitzustellen. 
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(101) Aus den oben angeführten Gründen hat die Kommission nach der vorläufigen 
Würdigung der Maßnahme Zweifel, dass die angemeldete Beihilfe die 
Schwellenwerte nach Randnummer 68 Buchstabe a der Regionalbeihilfe-
Leitlinien einhält. 

(102) Folglich muss die Kommission alle erforderlichen Anhörungen vornehmen und 
hierzu das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV eröffnen. Damit erhalten 
Dritte, deren Interessen von der Gewährung der Beihilfe betroffen sein können, 
die Gelegenheit, zu dieser Maßnahme Stellung zu nehmen. Die Kommission 
wird die Maßnahme im Lichte der Informationen, die sowohl vom betroffenen 
Mitgliedstaat als auch von Dritten übermittelt werden, würdigen und ihren 
abschließenden Beschluss annehmen. 

(103) Falls die Kommission anhand der Stellungnahmen, die als Reaktion auf die 
Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens eingehen, nicht zweifelsfrei zu dem 
Schluss gelangen kann, dass die Beihilfe entweder von den Überprüfungen nach 
Randnummer 68 der Regionalbeihilfe-Leitlinien auf der Grundlage der 
Bestimmungen von Fußnote 65 der Regionalbeihilfe-Leitlinien ausgenommen 
werden kann oder dass die Schwellenwerte nach Randnummer 68 Buchstaben a 
und b nicht überschritten werden, wird die Kommission das 
Investitionsvorhaben auf der Basis der Mitteilung der Kommission betreffend 
die Kriterien für die eingehende Prüfung staatlicher Beihilfen mit regionaler 
Zielsetzung zur Förderung großer Investitionsvorhaben19 eingehend 
untersuchen. 

(104) Der Mitgliedstaat und die Betroffenen werden aufgefordert, in ihrer 
Stellungnahme zur Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens alle für die 
Durchführung dieser eingehenden Prüfung erforderlichen Angaben zu machen 
und die in der Mitteilung angeführten einschlägigen Informationen und 
Unterlagen zu übermitteln. 

(105) Anhand des vorgelegten Beweismaterials zu den oben angeführten Aspekten 
wird die Kommission die positiven und negativen Auswirkungen der Beihilfe 
gegeneinander abwägen, indem sie eine Gesamtbeurteilung der Auswirkungen 
der Beihilfe vornimmt, so dass die Kommission das förmliche Prüfverfahren 
abschließen kann. 

4. BESCHLUSS 

(106) Aus diesen Gründen fordert die Kommission Deutschland im Rahmen des 
Verfahrens nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV auf, innerhalb eines Monats nach 
Eingang dieses Schreibens Stellung zu nehmen und alle für die Würdigung der 
Beihilfemaßnahme sachdienlichen Informationen zu übermitteln. Deutschland 
wird aufgefordert, unverzüglich eine Kopie dieses Schreibens an den 
potenziellen Beihilfeempfänger weiterzuleiten. 

(107) Die Kommission erinnert Deutschland an die aufschiebende Wirkung des 
Artikels 108 Absatz 2 AEUV und verweist auf Artikel 14 der Verordnung (EG) 

                                                 

19  Mitteilung der Kommission betreffend die Kriterien für die eingehende Prüfung staatlicher Beihilfen 
mit regionaler Zielsetzung zur Förderung großer Investitionsvorhaben, ABl. C 223, 16.9.2009, S. 3. 
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Nr. 659/1999 des Rates, dem zufolge alle rechtswidrigen Beihilfen von den 
Empfängern zurückgefordert werden können. 

(108) Die Kommission teilt Deutschland mit, dass sie die Beteiligten durch 
Veröffentlichung des vorliegenden Schreibens und einer aussagekräftigen 
Zusammenfassung dieses Schreibens im Amtsblatt der Europäischen Union von 
der Beihilfesache unterrichten wird. Außerdem wird sie Beteiligte in den EFTA-
Staaten, die das EWR-Abkommen unterzeichnet haben, durch die 
Veröffentlichung in der EWR-Beilage zum Amtsblatt der Europäischen Union 
und die EFTA-Überwachungsbehörde durch die Übermittlung einer Kopie 
dieses Schreibens von dem Vorgang in Kenntnis setzen. Alle Beteiligten werden 
aufgefordert, innerhalb eines Monats ab dem Datum dieser Veröffentlichung 
Stellung zu nehmen. 

 

Falls dieses Schreiben vertrauliche Angaben enthält, die nicht offengelegt werden sollen, 
werden Sie gebeten, bei der Kommission innerhalb von 15 Arbeitstagen nach Einlangen 
des Schreibens einen mit Gründen versehenen Antrag auf die vertrauliche Behandlung 
zustellen. Andernfalls geht die Kommission davon aus, dass Sie mit der Offenlegung des 
vollständigen Wortlauts dieses Schreibens einverstanden sind. Der Antrag ist per 
Einschreiben oder Fax an folgende Anschrift zu richten: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Staatliche Beihilfen 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 
Fax +32 229-61242 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Für die Kommission 

 

 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident 
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